
der bürgerlichen Ehrenrechte, die vom Kreisgericht 
für die Dauer von drei Jahren als Zusatzstrafe ausge­
sprochen wurde. Im Urteil wird die Frage nach der 
Existenzberechtigung einer solchen Zusatzstrafe im 
Strafensystem unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates 
überhaupt aufgeworfen. Zwar ist die Meinung des Se­
nats, daß die Aberkennung der bürgerlichen Ehren­
rechte „unseren heutigen Auffassungen über den Er­
ziehungszweck der Bestrafung im allgemeinen wider­
spricht“, nicht ganz richtig und exakt. In diesem Falle 
dürfte sie — konsequent weitergedacht — als mit den 
demokratischen Grundsätzen unserer Verfassung (z. B. 
Art. 137) unvereinbar nach Maßgabe des Art. 144 Abs. 1 
Verf. nicht mehr angewandt werden.

Der Senat verkennt hierbei zwei wichtige Momente: 
E r s t e n s  ist zu beachten, daß sich die Erziehungs­
funktion der Strafe keineswegs in der Umerziehung 
des Rechtsbrechers zu einem rechtlichen und gesell­
schaftlich positiven Verhalten erschöpft. Sie hat viel­
mehr außerdem zum Inhalt, daß mit der Bestrafung 
des Rechtsbrechers zugleich auch auf andere, gegen­
über unserer gesellschaftlichen und rechtlichen Ord­
nung labile Personen erzieherisch eingewirkt wird; 
darüber hinaus hat die Bestrafung von Verbrechen 
stets auch die Aufgabe, das sozialistische Staats- und 
Rechtsbewußtsein der breiten Massen zu stärken und 
zu heben. Ohne Zweifel ist auch die Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte geeignet, zur Verwirklichung 
dieses allgemein-gesellschaftlichen Erziehungszieles der 
Strafe beizutragen, da sie nicht nur den Täter, sondern 
allen Bürgern den hohen Grad der Gefährlichkeit und 
Verwerflichkeit des begangenen Verbrechens bewußt 
zu machen und diese damit zur Wahrung und Ver­
teidigung unserer sozialistischen Rechtsordnung anzu­
halten und zu aktivieren vermag. Insofern widerspricht 
diese Zusatzstrafe dem Erziehungszweck der Be­
strafung keinesfalls. Z w e i t e n s  darf auch nicht über­
sehen werden, daß die Erziehungsfunktion der Strafe 
gegenüber dem Rechtsbrecher stets durch Zwang ver­
wirklicht wird, der die Zufügung bestimmter Nachteile 
(eines „Übels“) in Form eines mehr oder minder weit­
gehenden Eingriffs in die staatsbürgerlichen Rechte 
und rechtlich garantierten Interessen des Bestraften 
sowie eine dementsprechende moralisch-politische Ver­
urteilung seines verbrecherischen Handelns zum Inhalt 
hat. Deshalb kann die mit der Aberkennung der bür-- 
gerlichen Ehrenrechte verbundene Schmälerung der 
staatsbürgerlichen Rechte und der Interessen des Be­
straften für sich allein noch keinen unüberbrückbaren 
Widerspruch zum Erziehungszweck der Strafe be­
gründen.

Jedoch läßt sich — und darin ist dem Senat durchaus 
zuzustimmen — die spezifische juristische Ausgestal­
tung dieser Zusatzstrafe mit dem speziellen Strafziel 
der Umerziehung des Rechtsbrechers nur sehr bedingt 
vereinbaren. Das gilt bereits für die starre Regelung 
des Umfangs dieser Zusatzstrafe, die sich automatisch 
mit dem Straferkenntnis auf den Verlust sämtlicher 
der in §§ 33 und 34 StGB genannten Rechte, Funktio­
nen usw. erstreckt, folglich nicht nach Maßgabe der 
Art und der besonderen Umstände des begangenen 
Verbrechens auf einzelne von ihnen beschränkt und 
auch nicht — etwa wie beim Berufsverbot gern. § 42 e 
Abs. 4 StGB — im Falle der Bewährung vorzeitig be­
dingt aufgehoben werden kann. Vor allem aber ergibt 
sich das aus dem vom BG zutreffend erwähnten Um­
stand, daß diese Zusatzstrafe, die den Bestraften einer 
in ihrer zeitlichen Wirkung u. U. wesentlich über die 
als Hauptstrafe verhängte Freiheitsstrafe hinaus­
gehenden gesellschaftlichen Diskriminierung unter­
wirft, seine Wiedereingliederung in das gesellschaft­
liche Leben, insbesondere in den sozialistischen Auf­
bau unserer Republik ganz beträchtlich erschwert, ja, 
ihn im Gegenteil aus bestimmten Bereichen des politi­
schen und gesellschaftlichen Lebens bewußt aus­
schließt. Insofern obliegt dieser Zusatzstrafe gegenüber 
dem Rechtsbrecher in erster Linie eine r e p r e s s i v e  
Aufgabe und Wirkung; und erst in letzter Instanz, so­
weit sie dem Bestraften die hohe Gefährlichkeit und 
Verwerflichkeit des von ihm begangenen Verbrechens 
bewußt macht und ihn zu einem gesetzmäßigen und 
gesellschaftlich positiven Verhalten veranlaßt, vermag 
sie eine erzieherische Wirkung zu entfalten. Diese Zu­

satzstrafe birgt jedoch ebenso die Möglichkeit in sich, 
daß der Bestrafte infolge der ihm zusätzlich zur Frei­
heitsstrafe auferlegten gesellschaftlichen Diskriminie­
rung in einen noch schrofferen Gegensatz zur Gesell­
schaft gedrängt und ihm der Weg zur Rüdckehr und 
aktiven Teilnahme am gesellschaftlichen Leben verlegt 
wird.

Auf Grund dieser kritischen Erwägungen zu Inhalt 
und Zweck der Aberkennung der bürgerlichen Ehren­
rechte halte ich folgende Gesichtspunkte für deren 
künftige Anwendung — und übrigens auch für ihre 
rechtliche Neuregelung — für erwägenswert:

a) Die Anwendung der Aberkennung bürgerlicher 
Ehrenrechte sollte, wie das auch im Urteil des Bezirks­
gerichts zutreffend bemerkt wird, in aller Regel nur 
noch bei besonders schweren Verbrechen in Erwägung 
gezogen werden, d. h. solchen, bei deren Bestrafung 
die Repressivfunktion der Strafe eindeutig im Vorder­
grund steht und folglich auch eine hohe, sich der Dauer 
von etwa fünf Jahren nähernde oder diese über­
schreitende Freiheitsstrafe in Betracht kommt. Das 
wird vor allem bei Verbrechen der Fall sein, die das 
politische System, die ökonomischen Grundlagen oder 
die äußere Sicherheit der Arbeiter-und-Bauern-Macht 
angreifen (sofern dort nicht der Verlust staatsbürger­
licher Rechte nach anderen Bestimmungen, wie z. B. 
Art. 6 Abs. 3 Verf., eintritt) oder die die elementaren 
Grundlagen des sozialen Zusammenlebens der Bürger 
in besonders hohem Maße gefährden, wie z. B. Mord, 
Totschlag, Vergewaltigung, schwere Brandstiftung u. ä. 
Verbrechen.. Die in § 32 StGB über die Zulässigkeit der 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte getroffene 
Regelung ist in dieser Hinsicht zu abstrakt und zu weit, 
und sie sollte deshalb in dem soeben dargelegten Sinne 
einengend ausgelegt werden.

b) Es ist stärker als bisher zu berücksichtigen, daß 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte eine Zu­
satzstrafe ist, die nicht nur die Aufgabe hat, die Wirk­
samkeit der erkannten Hauptstrafe zu verstärken, son­
dern im Z u s a m m e n w i r k e n  m i t  d e r  H a u p t ­
s t r a f  e die Bestrafung des Täters den konkreten Um­
ständen des Einzelfalles weitestgehend anzupassen und 
zu individualisieren. Sie darf deshalb auch nicht die er­
kannte Hauptstrafe in einem zur Schwere der Tat 
außer Verhältnis stehendem Maße verschärfen. Sie 
muß vielmehr nach Maßgabe der Schwere des began­
genen Verbrechens mit der Hauptstrafe in ein richtiges, 
den Umständen des Einzelfalles entsprechendes Ver­
hältnis gesetzt werden, wobei vor allem die Persön­
lichkeit des Täters und die im Einzelfall anzustreben­
den Strafziele zu berücksichtigen sind. Das sollte m. E. 
auch bereits bei der Bemessung der als Hauptstrafe 
zu verhängenden Freiheitsstrafe beachtet werden; und 
es scheint mir deshalb im Einzelfall durchaus möglich 
zu sein, mit Rücksicht auf die Verhängung einer 
solchen Zusatzstrafe, ihre Dauer und zu erwartende 
Wirkung auf den Bestraften die Freiheitsstrafe niedri­
ger zu bemessen. In diesem Zusammenhang sei darauf 
hingewiesen, daß im sowjetischen Strafrecht gern. 
Art. 20 Buchst, e in Verbindung mit Art. 23 Abs. 2 UK 
RSFSR die Aberkennung politischer und bürgerlicher 
Rechte auch als Hauptstrafe verhängt werden kann, 
wenn sie als solche im Einzelfall ausreichend ist.

c) Werden Straftaten unter Mißbrauch oder Aus­
nutzung eines bestimmten Berufs begangen, sollte, 
wenn die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
im Hinblick auf die Schwere der Tat, die besonderen 
Umstände des Einzelfalles und die Persönlichkeit des 
Täters eine unverhältnismäßig schwere Belastung des 
Verurteilten darstellen würde, anstelle dieser Zusatz­
strafe mehr als bisher vom Berufsverbot gern. § 42 l 
StGB Gebrauch gemacht werden. Das Berufsverbot 
stellt, trotz seiner Stellung im la-Abschnitt des StGB 
über „Maßregeln der Sicherung und Besserung“, eine 
echte Strafe dar und hat den Vorzug, sich auf die­
jenigen Rechte des Bestraften zu beziehen, die von ihm 
mißbraucht oder mißachtet wurden. Außerdem kann 
es nach dem Grundgedanken der bedingten Straf­
aussetzung im Falle der Bewährung des Bestraften be­
dingt aufgehoben werden (§ 42 l Abs. 4 StGB). Die Ver­
hängung des Berufsverbots hätte m. E. in der vor­
liegenden Strafsache — unter der Voraussetzung, daß 
weitere Feststellungen über den Zusammenhang der
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